
Verbände
der Wirtschaft
kritisieren den
Zollentscheid
der USA
Ein Schock für die Schweiz bleibt zwar aus,
doch die neuen Abgaben benachteiligen
hiesige Exporteure gegenüber solchen aus der EU

JÜRG MEIER, DANIEL IMWINKELRIED,
RALPH GOLDINGER

Die USA führen neue Zölle gegen die
Schweiz ein.Auf der juristischen Grund-
lage von Section 301 des amerikani-
schen Handelsgesetzes von 1974 gilt für
Schweizer Waren ab Freitag ein pau-
schaler Zollsatz von 12,5 Prozent – mit
Ausnahme etwa von Pharmaprodukten
oder Rohstoffen. Dieser ersetzt einen
Übergangszoll von 10 Prozent. Begrün-
det wird der Entscheid damit, dass die
Schweiz zu wenig gegen die global ver-
breitete Zwangsarbeit unternehme.

Der Wirtschaftsdachverband Econo-
miesuisse weist diesen Vorwurf zurück:
«Es gibt keine Hinweise darauf, dass
Schweizer Lieferketten genutzt würden,
um Waren aus Zwangsarbeit in den US-
Markt zu schleusen», heisst es in einer
Medienmitteilung. In der Schweiz selbst
sei Zwangsarbeit verfassungs-, zivil- und
strafrechtlich verboten. Zudem habe das
Land die einschlägigen Konventionen
der Internationalen Arbeitsorganisation

(ILO) ratifiziert sowie die Uno-Leit-
prinzipien für Wirtschaft und Menschen-
rechte umgesetzt.

Fehlendes Importverbot
Den USA genügt dies nicht. Sie fordern
von ihren Handelspartnern die Einfüh-
rung eines Importverbots für Güter aus
Zwangsarbeit. Die Schweiz kennt ein sol-
ches nicht, sondern setzt auf individuelle
Sorgfaltspflichten der Unternehmen so-
wie präventive Massnahmen. Damit fällt
sie – zusammen mit Handelspartnern der
USA wie Japan, Südkorea oder Austra-
lien – in eine höhere Zollkategorie.

Besser ergeht es der EU. Sie hat ein
solches Verbot Ende 2024 beschlossen
und wird dadurch nur mit einem Zoll
von 10 statt 12,5 Prozent belegt. In Brüs-
sel zeigt man sich denn auch den Um-
ständen entsprechend zufrieden. Dies
auch, weil die USA Ausnahmen für
Flugzeuge, Generika und Wirkstoffe
vorsehen.

«Die Ausgestaltung der neuen Zölle
auf EU-Produkte ist besser als erwartet

und überrascht mich positiv», sagt Bernd
Lange, der Vorsitzende des Handelsaus-

schusses im EU-Parlament. «Sollte sich
dieser Eindruck bestätigen, würde
Europa im Vergleich zum Deal von
Schottland sogar besser gestellt.» Ende
Juli 2025 hatten die EU-Kommissions-
Präsidentin Ursula von der Leyen und
der amerikanische Präsident Trump in
Schottland einen maximalen Zoll von
15 Prozent auf einen Grossteil der euro-
päischen Produkte ausgehandelt.

Economiesuisse bezeichnet den Ent-
scheid der US-Regierung dagegen als
«weder nachvollziehbar noch gerecht-
fertigt». Er stelle eine zusätzliche Belas-
tung für Schweizer Unternehmen auf

dem wichtigen amerikanischen Markt
dar und schaffe direkte Wettbewerbs-
nachteile gegenüber Ländern mit tiefe-
ren Zollsätzen – neben der EU etwa
auch Grossbritannien.

Für viele Schweizer Wirtschafts-
zweige entsteht dadurch ein spürbarer
Wettbewerbsnachteil, etwa für die hei-
mische Hightech- und Maschinen-
industrie. Sie steht bei Werkzeug-
maschinen, Präzisionsinstrumenten
und Automation im Konkurrenzkampf
mit Herstellern aus Deutschland, Ita-
lien, Österreich und anderen Ländern.
Jeder zusätzliche Prozentpunkt an Zöl-

len macht Schweizer Produkte teurer
und erhöht das Risiko, dass amerikani-
sche Kunden zur billigeren Konkurrenz
aus der EU wechseln. Economiesuisse
fordert deshalb weitere Verhandlun-
gen, um «die Benachteiligung gegen-
über der EU und weiteren Mitbewer-
bern zu beseitigen».

Die Politik in der Pflicht
Noch deutlicher wird Swissmem, der
Verband der Industriebranche. «Der
Vorwurf ist absurd», sagt Jean-Philippe
Kohl, Leiter Wirtschaftspolitik bei Swiss-
mem, mit Blick auf die Begründung aus
Washington. Die Vorprodukte der
Schweizer Industrie stammten in der
Regel aus der Schweiz oder der EU –
Regionen, die keine Probleme mit
Zwangsarbeit kennen.

Als einzigen positiven Punkt hebt
Economiesuisse hervor, dass sich die

Datum: 25.07.2026

Neue Zürcher Zeitung

8021 Zürich

044/ 258 11 11

https://www.nzz.ch/

Medienart: Print

Medientyp: Tages- und Wochenmedien

Auflage: 72'549

Erscheinungsweise: täglich

Seite: 24,25

Fläche: 121'422 mm²

Auftrag: 3009561

Themen-Nr.: 272002

Referenz:

dcec1d76-fa29-433c-b23c-4d998546ffa5

Ausschnitt Seite: 1/3

ARGUS DATA INSIGHTS® Schweiz AG Rüdigerstrasse 15, Postfach, 8027 Zürich

T +41 44 388 82 00 E mail@argusdatainsights.ch www.argusdatainsights.ch



USA in ihrem neuesten Beschluss zu-
mindest an das im vergangenen Novem-
ber vereinbarte Joint Statement halten.
Diese Vereinbarung deckelt die Zölle
für die meisten Schweizer Exportgüter
bei maximal 15 Prozent.

Im Gegenzug sagten hiesige Firmen
Direktinvestitionen in den USA von 200
Milliarden Dollar zu. Zudem strich Bern
Zölle auf Agrargüter der USA und ge-
währte Kontingente für amerikanisches
Fleisch. Laut Economiesuisse hat die
Schweiz zentrale Elemente der Ab-
machung bereits umgesetzt.

Rahul Sahgal, CEO der Schweize-
risch-Amerikanischen Handelskammer,
deutet die neuen Zölle darum positiver,
als es von anderen Wirtschaftsverbän-
den zu hören ist. Viele Güter könnten
jetzt sogar zu tieferen Abgaben in die
USA exportiert werden als in jüngster
Zeit. Diesen gedeckelten Zollsatz ge-
währen die USA der Schweiz wohl auch
darum, «weil sie den Status des Joint
Statement anerkennen und weil die
Schweiz die darin festgehaltenen Ver-
sprechen erfüllt hat».

Swissmem nimmt nun die Schweizer
Politik in die Pflicht, um die durch die
neuen Zölle auf dem amerikanischen
Markt entstandenen Nachteile auszuglei-
chen. Der Verband fordert bessere Stand-
ortbedingungen im Inland – darunter die
rasche Inkraftsetzung neuer Freihandels-
abkommen etwa mit den Mercosur-Staa-
ten und Malaysia sowie ein Update des
Abkommens mit China. Zudem würde
ein gezielter Bürokratieabbau die Unter-
nehmen spürbar entlasten.

Ähnliche Forderungen stellt Swiss
Medtech, der Branchenverband der
Schweizer Medizintechnik. Es brauche
jetzt einen Bürokratieabbau – «und
nicht neue Kosten durch zusätzliche
Regulierungen wie die geplanten Auf-
sichtsabgaben auf Medizinprodukte»,
sagt der Direktor Adrian Hunn.

Weitere Zölle sind möglich
Mit dem Zollsatz von 12,5 Prozent ist
ein neuer Zollhammer wie im Sommer
des letzten Jahres vorerst zwar abge-

wendet worden. Damals belegte der
US-Präsident Donald Trump die
Schweiz überraschend mit Zöllen von
39 Prozent. Doch der neue Zollsatz ist
nicht in Stein gemeisselt. Während das
Büro des US-Handelsbeauftragten sei-
nen ersten Bericht zum Thema Zwangs-
arbeit bereits veröffentlicht hat, arbeitet
es im Hintergrund noch an einer zwei-
ten Untersuchung.

Darin wirft Washington sechzehn
wichtigen Handelspartnern – darunter
die Schweiz, die EU, China und Japan –
die künstliche Schaffung von industriel-
len Überkapazitäten vor. Die Staaten
würden durch Subventionen und Staats-
hilfen gezielt Industriezweige aufbauen,
die dann der amerikanischen Industrie
unfaire Konkurrenz machen. Der US-
Handelsbeauftragte Jamieson Greer be-
tonte gegenüber der Nachrichtenagen-
tur Bloomberg, dass diese zweite Unter-
suchung mehr Zeit benötige, da man
sich strikt an die gesetzlichen Vorgaben
und Anhörungsfristen halten wolle.

Damit bleibt das schlimmste Szena-
rio für die hiesige Wirtschaft bestehen:
Sollte die US-Regierung im künftigen
Bericht Verfehlungen der Schweiz fest-
stellen, könnten die USA zusätzliche
Zölle verhängen, die auf die heutigen
12,5 Prozent draufgeschlagen würden.
«Das bedeutet, dass die von uns immer
wieder kritisierte Unsicherheit weiter
bestehen bleibt», sagt der Uhrenver-
bands-Präsident Yves Bugmann.

Laut Economiesuisse ist es nun ent-
scheidend, dass aus der laufenden
Untersuchung zu angeblichen Über-
kapazitäten in der industriellen Produk-
tion keine zusätzlichen Zollbelastungen
entstehen. Der Wirtschaftsdachverband
fordert darum weitere Verhandlungen
mit den USA. Ziel müsse bleiben, «wei-
tere handelspolitische Unsicherheiten
zu verhindern».

Ein echter Staatsvertrag

Gemeint ist damit die Überführung des
rechtlich nicht bindenden Joint State-
ment vom letzten November in ein ech-
tes Handelsabkommen. Ein solcher

Staatsvertrag «würde der Schweizer
Industrie bei ihren Geschäften mit den
USA endlich wieder etwas mehr Sicher-
heit und Stabilität bringen», sagt Jean-
Philippe Kohl von Swissmem. Dies, weil
es einen besseren Schutz vor neuen Zöl-
len des unberechenbar agierenden Weis-
sen Hauses bedeuten könnte. Ein Ab-
kommen hätte gemäss Swissmem aber
möglicherweise noch einen weiteren
Vorteil. In diesem könnte auch fest-
gelegt werden, dass die Schweiz gegen-
über der EU nicht benachteiligt wird.

Auch aus Sicht von Swiss Medtech
macht die laufende Untersuchung zu
möglichen industriellen Überkapazitä-

ten ein rechtsverbindliches Abkommen
besonders wichtig. Hilfreich für die Ver-
handlungen wäre laut dem Direktor
Adrian Hunn die rasche Anerkennung
von in den USA zugelassenen Medtech-
Produkten in der Schweiz. Das Parla-
ment habe dem Bundesrat bereits im
November 2022 einen entsprechenden
Auftrag gegeben.Von einer solchen An-
erkennung würden nicht nur die Patien-
tinnen und Patienten in der Schweiz pro-
fitieren, wie Hunn sagt. «Gleichzeitig
würde eine solche Massnahme die Ver-
handlungen der Schweiz mit den USA
unterstützen.»

Der Verband Scienceindustries
spricht sich ebenfalls deutlich für ein
bilaterales Handelsabkommen aus. Ein
rascher Abschluss würde den export-
orientierten Schweizer Industrien Che-
mie, Pharma und Life-Sciences lang-
fristig stabile und verlässliche Rahmen-
bedingungen bieten, heisst es in einer
Mitteilung. Der Uhrenverbands-Präsi-
dent Yves Bugmann schliesst sich die-
ser Forderung an. «Natürlich ist ein
Abkommen am Schluss nur Papier,
aber es bringt dennoch mehr Rechts-
sicherheit», sagt er.

Das Wirtschaftsdepartement strebt
den Abschluss eines solchen Abkom-
mens weiterhin an. Ein Datum für einen
erfolgreichen Abschluss lasse sich der-
zeit jedoch noch nicht nennen, sagt ein
Sprecher.
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Bei der EU und Taiwan sowie bei Japan, Südkorea und der Schweiz wird nur die Differenz erhoben, die zu einem Gesamtzoll von 10 beziehungsweise 12,5 Prozent fehlt.
Ausgenommen sind Waren mit sektoralen Sonderzöllen sowie weitere von der US-Regierung definierte Produktgruppen.

Diese neuen US-Zölle gelten ab dem 24. Juli

10% 12,5%
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«Es gibt keine
Hinweise darauf, dass
Schweizer Lieferketten
genutzt würden,
um Waren aus Zwangs-
arbeit in den US-Markt
zu schleusen.»

Economiesuisse
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